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Einreicher: Sozialamt 
 

 
Beratungsfolge Status Termin Für Gegen Enthaltung Bestätigung
Dienstberatung des 
Oberbürgermeisters 

nicht 
öffentlich 27.09.2010     

Ausschuss für Gesundheit 
und Soziales 

öffentlich 16.11.2010     

Haupt- und 
Personalausschuss 

öffentlich 24.11.2010     

Stadtrat öffentlich 08.12.2010     
 
Titel: 
 
Bildung eines Beirates für Menschen mit Behinderungen der Stadt Dessau-Roßlau 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1.  Der Stadtrat beschließt für die Dauer seiner Wahlperiode auf der Grundlage von 
     § 14 a der Hauptsatzung der Stadt Dessau-Roßlau die Bildung eines Beirates für  
     Menschen mit Behinderungen. 
2.  Die Satzung des Beirates für Menschen mit Behinderungen der Stadt Dessau- 
     Roßlau wird bestätigt. 
 
Gesetzliche Grundlagen: § 6 a, 74 a GO LSA;  

§ 14 a Hauptsatzung der Stadt Dessau-Roßlau 
Entschädigungssatzung der Stadt Dessau-Roßlau 

 
Finanzbedarf/Finanzierung: 
 
Finanzielle Aufwendungen entsprechend Satzung des Beirates für Menschen mit 
Behinderungen 
 
Begründung: siehe Anlage 1 
 
Für den Einreicher: 
 
 
Beigeordneter 
 
beschlossen im Stadtrat am: 
 
 
Dr. Exner Hoffmann Storz 
Vorsitzender des Stadtrates 1. Stellvertreter 2. Stellvertreter 



2 

Anlage 1: 
 
Der Stadtrat  der Stadt Dessau-Roßlau hat in seiner Sitzung am 16.12.2009 in die 
Hauptsatzung den Paragrafen 14 a eingefügt. Danach entscheidet der Stadtrat über 
die Bildung von Beiräten, beruft ihre Mitglieder und bestätigt die Satzung. 
 
Der Stadtrat beauftragt die Mitglieder des Beirates für Menschen mit Behinderungen 
durch ihre Tätigkeit zur Verwirklichung und Gestaltung der sozialen Inklusion in 
unserer Stadt beizutragen. 
 
Am 26. März 2009 ist die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen in Deutschland in Kraft getreten und völkerrechtlich verbindlich. 
Die UN-Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinderungen konkretisiert 
bestehende Menschenrechte und stellt das Prinzip der sozialen Inklusion in eine 
zentrale Bedeutung. 
 
 
Anlage: 
Satzung des Beirates für Menschen mit Behinderungen 
 
 


